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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1991 Nr. 26 ausgegeben am 10. Mai 1991 

 

Zusatzabkommen 
vom 11. August 1989 

zum Abkommen vom 7. April 1977 zwischen 
dem Fürstentum Liechtenstein und der 

Bundesrepublik Deutschland über Soziale 
Sicherheit 

Abgeschlossen in Bonn am 11. August 1989 
Zustimmung des Landtags: 12. September 1990 

Inkrafttreten: 1. November 1990 

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein 

und 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
- in dem Wunsch, die Beziehungen der beiden Staaten zueinander im 
Bereiche der Sozialen Sicherheit zu fördern - sind übereingekommen, das 
am 7. April 1977 geschlossene Abkommen über Soziale Sicherheit - im 
folgenden Abkommen genannt - wie folgt zu ändern und zu ergänzen, 
und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu Liechtenstein: 

Herrn Dr. Benno Beck, 

Leiter des Amtes für Volkswirtschaft 

des Fürstentums Liechtenstein, 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Herrn Dr. Jürgen Oesterhelt, 

Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt. 
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Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten folgendes vereinbart: 

Art. 1 
1. Art. 3 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1. 
b) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

"2) Die Art. 5, 6 und 8 sowie Abschnitt IV gelten auch für die 
Personen, die weder Staatsangehörige der Vertragsstaaten noch 
Angehörige oder Hinterbliebene im Sinne von Abs. 1 sind." 

2. Art. 4 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

"Art. 4 

1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, stehen die 
in Art. 3 Abs. 1 genannten Personen, die sich im Gebiet eines Ver-
tragsstaates gewöhnlich aufhalten, bei Anwendung der Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates dessen Staatsangehörigen gleich. 

2) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, werden 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Vertragsstaates den 
Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates, die sich ausserhalb der 
Gebiete der Vertragsstaaten gewöhnlich aufhalten, ebenso erbracht 
wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staatsangehörigen des ers-
ten Vertragsstaates." 

3. Nach Art. 4 des Abkommens wird folgender Art. 4a eingefügt: 

"Art. 4a 

1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, gelten die 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates, nach denen die Entstehung 
von Ansprüchen auf Leistungen oder die Erbringung von Leistungen 
vom Aufenthalt im Gebiet dieses Vertragsstaates abhängt, nicht für 
die in Art. 3 Abs. 1 genannten Personen bei Aufenthalt im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates. 

2) Abs. 1 berührt nicht die Rechtsvorschriften über die Massnah-
men der Träger der Rentenversicherung zur Erhaltung, Besserung 
und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit und gilt nicht für Fami-
lienbeihilfen." 

4. Art. 8 des Abkommens erhält folgende Fassung: 
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"Art. 8 

Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitge-
bers oder auf Antrag des selbständig Erwerbstätigen kann die zustän-
dige Behörde oder die von ihr bezeichnete Stelle des Vertragsstaates, 
dessen Rechtsvorschriften anzuwenden wären, die Befreiung von die-
sen Rechtsvorschriften zulassen, wenn die in Betracht kommende 
Person den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates unterstellt 
wird. Bei der Entscheidung ist auf die Art und die Umstände der Be-
schäftigung Bedacht zu nehmen. Vor der Entscheidung ist der zu-
ständigen Behörde oder der von ihr bezeichneten Stelle des anderen 
Vertragsstaates Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben." 

5. Nach Art. 8 des Abkommens wird folgender Art. 8a eingefügt: 

"Art. 8a 

Die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates über das Nichtbeste-
hen oder die Einschränkung eines Leistungsanspruchs oder einer 
Leistung, solange eine Beschäftigung oder eine bestimmte Beschäfti-
gung ausgeübt wird oder eine Pflichtversicherung in der Rentenversi-
cherung besteht, werden auch in bezug auf entsprechende Tatbestän-
de angewandt, die sich aus der Anwendung der Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaates oder in dessen Gebiet ergeben." 

6. 
a) Art. 9 Nr. 2 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

"2. Sind die Voraussetzungen für den Rentenanspruch nur unter 
Anwendung der Nr. 1 erfüllt, so wird der Kinderzuschuss o-
der der Erhöhungsbetrag zur Waisenrente zur Hälfte gezahlt." 

b) Art. 9 Nr. 6 des Abkommens erhält folgende Fassung: 
"6. Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Gebiet des 

Fürstentums Liechtenstein gilt Art. 4a Abs. 1 in bezug auf eine 
Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften wegen Berufs-
unfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder verminderter bergmän-
nischer Berufsfähigkeit nicht, wenn die Berufsunfähigkeit, die 
Erwerbsunfähigkeit oder verminderte bergmännische Berufs-
fähigkeit nicht ausschliesslich auf dem Gesundheitszustand 
beruht." 

c) Art. 9 des Abkommens wird um folgende Nr. 7 ergänzt: 
"7. Hängt nach den deutschen Rechtsvorschriften die Versiche-

rungspflicht davon ab, dass weniger als eine bestimmte Zahl 
von Beiträgen entrichtet wurde, so werden Beiträge nach den 
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liechtensteinischen Rechtsvorschriften berücksichtigt, soweit 
während dieser Zeiten eine Beschäftigung ausgeübt wurde." 

d) Art. 9 des Abkommens wird um folgende Nr. 8 ergänzt: 
"8. Art. 4a gilt nicht in bezug auf einen Beitragszuschuss nach den 

deutschen Rechtsvorschriften für eine Krankenversicherung." 
e) Art. 9 des Abkommens wird um folgende Nr. 9 ergänzt: 

"9. Bemessungsgrundlagen werden aus den Versicherungszeiten 
gebildet, die nach den deutschen Rechtsvorschriften für die 
Rentenberechnung zu berücksichtigen sind." 

f) Art. 9 des Abkommens wird um folgende Nr. 10 ergänzt: 
"10. Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, die den 

Anspruch auf Rente wegen Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfä-
higkeit oder verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit von 
der Entrichtung bestimmter Pflichtbeiträge in einem festgeleg-
ten Zeitraum vor Eintritt des Versicherungsfalles abhängig 
machen und die bei der Festlegung dieses Zeitraums vor-
schreiben, dass bestimmte Zeiten nicht mitgezählt werden, gilt 
dies auch für entsprechende Zeiten der Zahlung von Alters- 
oder Invalidenrente nach den liechtensteinischen Rechtsvor-
schriften oder der Zahlung von Leistungen bei Krankheit, Ar-
beitsunfall (ausgenommen Renten) oder Arbeitslosigkeit nach 
den liechtensteinischen Vorschriften über die Krankenversi-
cherung, die Unfallversicherung gegen Betriebs- und Nichtbe-
triebsunfälle oder die Arbeitslosenversicherung sowie für ent-
sprechende Zeiten der Kindererziehung im Fürstentum Liech-
tenstein." 

7. Art. 10 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

"Art. 10 

Soweit nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften der An-
spruch auf ordentliche Renten vom Bestehen eines Versicherungsver-
hältnisses abhängig ist, gelten als Versicherte im Sinne dieser Rechts-
vorschriften die Staatsangehörigen der Vertragsstaaten auch, wenn sie 
a) im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nach den liechtensteinischen 

Rechtsvorschriften der deutschen Rentenversicherung angehören 
oder 

b) als Grenzgänger im Fürstentum Liechtenstein beschäftigt waren 
und in den drei Jahren, die dem Eintritt des Versicherungsfalles 
nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften unmittelbar vo-
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rangehen, für mindestens zwölf Monate Beiträge nach den liech-
tensteinischen Rechtsvorschriften entrichtet haben." 

8. Nach Art. 10 des Abkommens wird folgender Art. 10a eingefügt: 

"Art. 10a 

1) Erwerbstätige Staatsangehörige des einen Vertragsstaates erhal-
ten Eingliederungsmassnahmen nach den Rechtsvorschriften des an-
deren Vertragsstaates, wenn sie in dessen Gebiet wohnen und, unmit-
telbar bevor diese Massnahmen in Betracht kommen, Beiträge nach 
den Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates entrichtet haben. 

2) Die Nichterwerbstätigen und die minderjährigen Kinder deut-
scher Staatsangehörigkeit erhalten Eingliederungsmassnahmen der 
liechtensteinischen Invalidenversicherung, wenn sie im Fürstentum 
Liechtenstein Wohnsitz haben und, unmittelbar bevor diese Mass-
nahmen in Betracht kommen, ununterbrochen während mindestens 
eines Jahres dort gewohnt haben. Kinder erhalten ausserdem Einglie-
derungsmassnahmen, wenn sie im Fürstentum Liechtenstein Wohn-
sitz haben und dort entweder invalid geboren sind oder seit der Ge-
burt ununterbrochen gewohnt haben. 

3) Abs. 1 gilt sinngemäss für Grenzgänger unter der Vorausset-
zung, dass sie, bevor die Eingliederungsmassnahmen in Betracht 
kommen, in einem auf Dauer angelegten vollen Beschäftigungsver-
hältnis standen. 

4) Günstigere Regelungen jedes Vertragsstaates bleiben unbe-
rührt." 

9. Art. 13 Abs. 2 Satz 2 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

"Wären danach die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten anzu-
wenden, so werden die Familienbeihilfen nach den Rechtsvorschrif-
ten des Vertragsstaates erbracht, in dessen Gebiet sich das Kind ge-
wöhnlich aufhält; dasselbe gilt, wenn das Kind nicht dem Haushalt 
des nach Satz 1 Berechtigten angehört und - falls das Kind auch nicht 
dem Haushalt des anderen Berechtigten angehört - der nach Satz 1 
Berechtigte das Kind nicht überwiegend unterhält." 

10. Nach Art. 14 des Abkommens wird folgender Art. 14a eingefügt: 

"Art. 14a 

Für die Weitergabe von personenbezogenen Daten sowie von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen aufgrund dieses Abkommens oder 
einer Vereinbarung zu seiner Durchführung gilt das jeweilige inner-
staatliche Datenschutzrecht. Diese Daten dürfen vom Empfänger 
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nicht unbefugt offenbart und nur zur Durchführung dieses Abkom-
mens und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, verwendet 
werden." 

11. 
a) Nr. 3 Bst. c des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgen-

de Fassung: 
"c) Liechtensteinische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich aus-

serhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland aufhal-
ten, sowie die in der Nr. 2 Satz 1 genannten Personen mit ge-
wöhnlichem Aufenthalt im Gebiet des Fürstentums Liechten-
stein sind zur freiwilligen Versicherung in der deutschen Ren-
tenversicherung berechtigt, wenn sie zu dieser für mindestens 
60 Kalendermonate Beiträge wirksam entrichtet haben oder 
aufgrund übergangsrechtlicher Vorschriften, die vor dem 19. 
Oktober 1972 in Kraft waren, zur freiwilligen Versicherung 
berechtigt waren." 

b) Nr. 3 Bst. d des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgen-
de Fassung: 
"d) Deutsche Staatsangehörige, die im Rahmen eines im Fürsten-

tum Liechtenstein bestehenden Beschäftigungsverhältnisses 
von ihrem Arbeitgeber vorübergehend in ein Gebiet ausser-
halb der Vertragsstaaten entsandt werden, bleiben auf gemein-
samen Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers nach 
liechtensteinischen Rechtsvorschriften versichert." 

c) Nr. 3 Bst. e des Schlussprotokolls zum Abkommen wird gestri-
chen. 

d) Nr. 3 Bst. f des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgen-
de Fassung: 
"f) Art. 4 des Abkommens gilt nicht für die liechtensteinischen 

Rechtsvorschriften über 
- die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 

von liechtensteinischen Staatsangehörigen, die ausserhalb 
des Gebiets der Vertragsstaaten für einen Arbeitgeber im 
Fürstentum Liechtenstein beschäftigt sind und von diesem 
entlohnt werden, vorbehaltlich des Bst. d, 

- den Beitritt zur freiwilligen Versicherung der im Ausland 
niedergelassenen liechtensteinischen Staatsangehörigen, 

- die Fürsorgeleistungen für die im Ausland wohnhaften in-
validen liechtensteinischen Staatsangehörigen." 

e) Nr. 3 Bst. g des Schlussprotokolls zum Abkommen wird gestri-
chen. 
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f) Nr. 3 Bst. k des Schlussprotokolls zum Abkommen wird gestri-
chen. 

12. Nach Nr. 3 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird als Nr. 3a 
eingefügt: 

"3a. Zu Art. 4a des Abkommens: 
a) Art. 4a Abs. 1 des Abkommens berührt nicht die deutschen 

Rechtsvorschriften über Leistungen aus Unfällen (Berufskrank-
heiten), in deren Zeitpunkt der Verletzte nicht nach Bundesrecht 
versichert war, und aus Versicherungszeiten, die nicht nach Bun-
desrecht zurückgelegt worden sind. 

b) Art. 4a Abs. 1 des Abkommens berührt nicht die liechtensteini-
schen Rechtsvorschriften hinsichtlich des Anspruchs auf ausser-
ordentliche Renten und Hilflosenentschädigungen der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, auf ordentliche Ren-
ten für Versicherte, die weniger als zur Hälfte invalide sind, und 
auf Hilfsmittel für Altersrentner." 

13. 
a) Nr. 8 Bst. c des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgen-

de Fassung: 
"c) Art. 9 Nr. 2 und 5 des Abkommens gilt nicht bei Leistung von 

Altersruhegeld, Bergmannsrente wegen Vollendung des 50. 
Lebensjahres oder Knappschaftsausgleichsleistung, wenn die 
Wartezeit für die Rente wegen Berufsunfähigkeit, Erwerbsun-
fähigkeit oder verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit 
nach den deutschen Rechtsvorschriften ohne Anwendung des 
Art. 9 Nr. 1 des Abkommens erfüllt ist oder als erfüllt gilt." 

b) Nr. 8 Bst. d des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgen-
de Fassung: 
"d) Bei Anwendung des Art. 9 Nr. 1 des Abkommens stehen einer 

für einen Leistungsanspruch nach den deutschen Rechtsvor-
schriften vorausgesetzten versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung Beitragszeiten nach den liechtensteinischen Rechtsvor-
schriften gleich, die sich auf eine Beschäftigung beziehen." 

c) Der Nr. 8 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird als Bst. e 
angefügt: 
"e) Bei Anwendung des Art. 9 des Abkommens gilt folgendes: 

Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, die die Be-
rechnung der Rente, insbesondere die höhere Bewertung von 
Beitragszeiten bei Zurücklegung einer bestimmten Mindest-
zahl von Versicherungsjahren oder bei Ausübung einer versi-
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cherungspflichtigen Beschäftigung mit Sachbezügen von be-
stimmter Dauer, betreffen, sind liechtensteinische Versiche-
rungszeiten oder entsprechende liechtensteinische Beschäfti-
gungen nicht zu berücksichtigen." 

d) Der Nr. 8 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird als Bst. f 
angefügt: 
"f) Art. 9 Nr. 7 des Abkommens und Bst. a gelten entsprechend 

für die nach den liechtensteinischen Rechtsvorschriften zu-
rückgelegten Zeiten, während derer eine selbständige Tätigkeit 
ausgeübt wurde." 

e) Der Nr. 8 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird als Bst. g 
angefügt: 
"g) Tritt nach den deutschen Rechtsvorschriften eine Regelung 

über die Erbringung anteiliger Leistungen in Kraft, so ist vom 
Tag des Inkrafttretens an insoweit Art. 9 Nr. 2, 4 und 5 des 
Abkommens nicht mehr anzuwenden." 

14. Nr. 9 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 1 wird im ersten Teilsatz die Bezeichnung "Bst. b" durch 

"Bst. a" ersetzt; das Wort "deutsche" wird gestrichen. 
b) In Abs. 2 wird das Wort "Deutsche" gestrichen. 
c) Abs. 3 wird gestrichen. 

15. Nach Nr. 9 des Schlussprotokolls zum Abkommen wird als Nr. 9a 
eingefügt: 

"9a. Zu Art. 10a des Abkommens: 
In Ergänzung des Art. 10a Abs. 2 Satz 2 des Abkommens werden 
Kinder, die in der Bundesrepublik Deutschland invalid geboren sind 
und deren Mutter sich dort vor der Geburt insgesamt während 
höchstens zwei Monaten aufgehalten hat, den im Fürstentum Liech-
tenstein invalid geborenen Kindern gleichgestellt. Die liechtensteini-
sche Invalidenversicherung übernimmt im Falle eines Geburtsgebre-
chens des Kindes auch die während der ersten drei Monate nach der 
Geburt in der Bundesrepublik Deutschland entstandenen Kosten bis 
zu dem Umfange, in dem sie solche Leistungen im Fürstentum Liech-
tenstein hätte erbringen müssen. Ein Aufenthalt des Kindes in der 
Bundesrepublik Deutschland von höchstens drei Monaten unter-
bricht die Wohndauer nach Art. 10a Abs. 2 Satz 2 des Abkommens 
nicht." 

16. Nr. 12 des Schlussprotokolls zum Abkommen erhält folgende Fas-
sung: 
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"12. Die Art. 14, 14a, 15, 16 und 20 des Abkommens gelten ent-
sprechend für die deutsche Unfallversicherung auch insoweit, 
als diese nicht in das Abkommen einbezogen ist." 

Art. 2 

1) Die Neufassung des Art. 4 des Abkommens durch dieses Zusatz-
abkommen steht dem Fortbestehen einer vor seinem Inkrafttreten be-
gonnenen Pflichtversicherung in der deutschen Rentenversicherung nicht 
entgegen, sofern der Pflichtversicherte oder, wenn er die Versicherungs-
pflicht nicht beantragen kann, die Stelle, die dazu berechtigt ist, nicht 
binnen einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens gegen-
über der Einzugsstelle erklärt, dass die Pflichtversicherung ab Inkrafttre-
ten dieses Zusatzabkommens beendet sein soll. 

2) Dieses Zusatzabkommen steht dem Fortbestehen der vor seinem 
Inkrafttreten begonnenen liechtensteinischen obligatorischen Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung von deutschen Staatsangehö-
rigen, die ausserhalb der Gebiete der Vertragsstaaten für einen Arbeitge-
ber im Fürstentum Liechtenstein tätig sind und von diesem entlohnt 
werden, nicht entgegen, sofern der obligatorisch Versicherte nicht nach 
Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens gegenüber dem zuständigen Trä-
ger Antrag auf Befreiung stellt. 

3) Art. 1 Nr. 11 Bst. a berührt nicht das Recht zur freiwilligen Versi-
cherung in der deutschen Rentenversicherung derjenigen Personen, die 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens vom Recht auf 
freiwillige Versicherung aufgrund des Abkommens Gebrauch gemacht 
haben. 

4) Die Bestimmungen 
a) des Art. 1 Nr. 3, 
b) des Art. 1 Nr. 6 Bst. b und d, 
c) des Art. 1 Nr. 6 Bst. f, 
d) des Art. 1 Nr. 7, 
e) des Art. 1 Nr. 11 Bst. c 
gelten auch für Versicherungsfälle, die vor dem Inkrafttreten dieses Zu-
satzabkommens eingetreten sind. Bei Anwendung der Bst. a und d sind 
Leistungen frühestens vom 1. Januar 1982 an zu erbringen. Hierbei gilt 
ein Antrag auf eine Leistung unter Anwendung der Bst. a, c und d inner-
halb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens als 
rechtzeitig gestellt. 
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5) Art. 1 Nr. 3 gilt für Leistungen der deutschen Rentenversicherung 
für Kindererziehung an Mütter der Geburtsjahrgänge vor 1921 auch für 
die Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens. 

6) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses Zusatzab-
kommens nicht entgegen. 

7) Leistungen, die vor Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens festge-
stellt worden sind, werden auf Antrag neu festgestellt. Sie können auch 
von Amts wegen neu festgestellt werden. Ergibt die Neufeststellung 
einen niedrigeren Zahlbetrag, so wird die Leistung in der bisherigen 
Höhe weiter gezahlt. 

8) Im übrigen begründet dieses Zusatzabkommen keinen Anspruch 
auf Leistungen vor seinem Inkrafttreten. 

Art. 3 

Dieses Zusatzabkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regierung 
des Fürstentums Liechtenstein innerhalb von drei Monaten nach Inkraft-
treten des Zusatzabkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Art. 4 

1) Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikati-
onsurkunden werden so bald wie möglich in Vaduz ausgetauscht. 

2) Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden 
ausgetauscht werden. 

3) Dieses Zusatzabkommen gilt für dieselbe Dauer wie das Abkom-
men. 
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Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Zusatzabkom-
men unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Bonn am 11. August 1989 in zwei Urschriften. 

Für das 
Fürstentum Liechtenstein: 

gez. Dr. Benno Beck 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland: 

gez. Dr. Jürgen Oesterhelt 
 


